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Artikel 12
1. Der Ausdruck „Organisation der regionalen Integration“
bezeichnet eine von souveränen Staaten einer bestimmten Re-
gion gebildete Organisation, der ihre Mitgliedstaaten die Zu-
ständigkeit für von dem Übereinkommen und diesem Proto-
koll erfasste Angelegenheiten übertragen haben. In ihren Ur-
kunden der förmlichen Bestätigung oder Beitrittsurkunden er-
klären diese Organisationen den Umfang ihrer Zuständigkei-
ten in Bezug auf die durch das Übereinkommen und dieses
Protokoll erfassten Angelegenheiten. Danach teilen sie dem
Verwahrer* jede maßgebliche Änderung des Umfangs ihrer
Zuständigkeiten mit.

2. Bezugnahmen auf „Vertragsstaaten“ in diesem Protokoll
finden auf solche Organisationen im Rahmen ihrer Zuständig-
keit Anwendung. 

3. Für die Zwecke des Artikels 13 Absatz 1 und des Artikels
15 Absatz 2 wird eine von einer Organisation der regionalen
Integration hinterlegte Urkunde nicht mitgezählt. 

4. Organisationen der regionalen Integration können in An-
gelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht bei dem
Treffen der Vertragsstaaten mit der Anzahl von Stimmen aus-
üben, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten entspricht, die Ver-
tragsparteien dieses Protokolls sind. Diese Organisationen
üben ihr Stimmrecht nicht aus, wenn einer ihrer Mitgliedstaa-
ten sein Stimmrecht ausübt, und umgekehrt.

Artikel 13
1. Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Übereinkommens tritt
dieses Protokoll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der
zehnten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

2. Für jeden Staat und jede Organisation der regionalen Inte-
gration, der beziehungsweise die dieses Protokoll nach Hin-
terlegung der zehnten entsprechenden Urkunde ratifiziert,
förmlich bestätigt oder ihm beitritt, tritt das Protokoll am drei-
ßigsten Tag nach Hinterlegung der eigenen Urkunde in Kraft.

Artikel 14
1. Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Protokolls un-
vereinbar sind, sind nicht zulässig. 

2. Vorbehalte können jederzeit zurückgenommen werden.

Artikel 15
1. Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung dieses Protokolls
vorschlagen und beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
einreichen. Der Generalsekretär übermittelt jeden Änderungs-
vorschlag den Vertragsstaaten mit der Aufforderung, ihm zu
notifizieren, ob sie die Einberufung eines Treffens der Ver-
tragsstaaten zur Beratung und Entscheidung über den Vorschlag
befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem
Datum der Übermittlung wenigstens ein Drittel der Vertrags-
staaten die Einberufung eines solchen Treffens, so beruft der
Generalsekretär das Treffen unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von einer Mehrheit

* Österreich, Schweiz: Depositar.

von zwei Dritteln der anwesenden und abstimmenden Ver-
tragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretär der
Generalversammlung der Vereinten Nationen zur Genehmi-
gung und danach allen Vertragsstaaten zur Annahme vorge-
legt.
2. Eine nach Absatz 1 beschlossene und genehmigte Ände-
rung tritt am dreißigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu
dem die Anzahl der hinterlegten Annahmeurkunden zwei Drit-
tel der Anzahl der Vertragsstaaten zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über die Änderung erreicht. Danach tritt die
Änderung für jeden Vertragsstaat am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung seiner eigenen Annahmeurkunde in Kraft. Eine
Änderung ist nur für die Vertragsstaaten, die sie angenommen
haben, verbindlich.
Artikel 16

Ein Vertragsstaat kann dieses Protokoll durch eine an den
Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete schriftliche
Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Ein-
gang der Notifikation beim Generalsekretär wirksam.
Artikel 17

Der Wortlaut dieses Protokolls wird in zugänglichen For-
maten zur Verfügung gestellt.
Artikel 18

Der arabische, der chinesische, der englische, der franzö-
sische, der russische und der spanische Wortlaut dieses Proto-
kolls sind gleichermaßen verbindlich.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, von
ihren jeweiligen Regierungen hierzu gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll unterschrieben.

RESOLUTION 61/107
Verabschiedet auf der 78. Plenarsitzung am 14. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.48/Rev.1, eingebracht
von: Grenada, Kroatien, Malaysia, Malta, Niger.

61/107. Würdigung von Kofi Annan, Generalsekretär der
Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,
unter Begrüßung der Resolution 1715 (2006) des Sicher-

heitsrats vom 9. Oktober 2006,
unter Hinweis auf ihre Resolution 61/3 vom 13. Oktober

2006, mit der sie den Generalsekretär ernannte, 
mit tief empfundenem Dank die unermüdlichen Anstren-

gungen und die Einsatzbereitschaft anerkennend, mit denen
sich Generalsekretär Kofi Annan während der vergangenen
zehn Jahre in den Dienst der Vereinten Nationen gestellt hat,

in Anerkennung der außerordentlichen fachlichen und per-
sönlichen Qualitäten, die er in die Erfüllung seiner Pflichten
und Verantwortlichkeiten eingebracht hat,

unter besonderer Erwähnung seiner zahlreichen mutigen
politischen, diplomatischen und organisatorischen Initiativen
und seiner bedeutenden Leistungen, vor allem in Bezug auf die
Millenniums-Entwicklungsziele, Friedens- und Sicherheits-
fragen, Umweltfragen und die Reform der Vereinten Natio-
nen,
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1. zollt Generalsekretär Kofi Annan ihre herzliche An-
erkennung für seinen hervorragenden Beitrag zum Weltfrie-
den und zur internationalen Sicherheit sowie für die außerge-
wöhnlichen Anstrengungen, die er unternommen hat, um im
Interesse einer besseren Welt das System der Vereinten Natio-
nen zu stärken und die Menschenrechte und Grundfreiheiten
für alle zu fördern und zu schützen;

2. bekundet Generalsekretär Kofi Annan ihren tief emp-
fundenen Dank für die Reformen, die er unternommen hat, und
die zahlreichen Vorschläge, die er unterbreitet hat, um die Or-
ganisation besser zur Bewältigung der großen Herausforde-
rungen unserer Zeit zu befähigen.

RESOLUTION 61/131
Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 14. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.42 und Add.1, einge-
bracht von: Andorra, Belarus, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Gambia, Georgien, Griechenland, Guyana, Irland, Island, Israel, Italien, Ja-
pan, Kroatien, Liechtenstein, Luxemburg, Mexiko, Moldau, Monaco, Neuseeland,
Norwegen, Polen, Portugal, Rumänien, Russische Föderation, Sambia, Schwe-
den, Serbien, Slowakei, Slowenien, Südafrika (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Tsche-
chische Republik, Türkei, Ukraine, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Zypern.

61/131. Internationale Zusammenarbeit bei der humani-
tären Hilfe bei Naturkatastrophen: von der Not-
hilfe zur Entwicklung

Die Generalversammlung,
in Bekräftigung ihrer Resolution 46/182 vom 19. Dezem-

ber 1991, deren Anlage Leitlinien für die verstärkte Koordi-
nierung der humanitären Nothilfe des Systems der Vereinten
Nationen enthält, sowie aller ihrer Resolutionen über die in-
ternationale Zusammenarbeit bei der humanitären Hilfe bei
Naturkatastrophen: von der Nothilfe zur Entwicklung, und un-
ter Hinweis auf die Resolutionen der humanitären Angelegen-
heiten gewidmeten Tagungsteile der Arbeitstagungen des
Wirtschafts- und Sozialrats, 

in der Erkenntnis, wie wichtig die Grundsätze der Neutra-
lität, der Menschlichkeit, der Unparteilichkeit und der Unab-
hängigkeit für die Gewährung humanitärer Hilfe sind, 

erneut erklärend, dass Unabhängigkeit die Loslösung hu-
manitärer Ziele von den politischen, wirtschaftlichen, militä-
rischen oder sonstigen Zielen bedeutet, die ein Akteur im Hin-
blick auf Gebiete haben kann, in denen gerade humanitäre
Maßnahmen durchgeführt werden,

unter Begrüßung der Erklärung von Hyogo141, des Hyogo-
Rahmenaktionsplans 2005-2015: Stärkung der Widerstands-
kraft von Nationen und Gemeinwesen gegen Katastrophen142

sowie der gemeinsamen Erklärung der Sondertagung über die
Katastrophe im Indischen Ozean: Risikominderung für eine si-
cherere Zukunft143, die auf der vom 18. bis 22. Januar 2005 in

Kobe (Hyogo, Japan) abgehaltenen Weltkonferenz für Kata-
strophenvorsorge verabschiedet wurden,

betonend, dass der betroffene Staat die Hauptverantwor-
tung für die Einleitung, die Organisation, die Koordinierung
und die Durchführung humanitärer Hilfsmaßnahmen in sei-
nem Hoheitsgebiet sowie für die Erleichterung der Arbeit der
humanitären Organisationen bei der Begrenzung der Folgen
von Naturkatastrophen trägt, 

sowie betonend, dass alle Staaten dafür verantwortlich
sind, Anstrengungen zur Vorbereitung auf Katastrophenfälle,
Katastrophenbewältigung und Folgenbegrenzung zu unter-
nehmen, um die Auswirkungen von Naturkatastrophen mög-
lichst gering zu halten, und gleichzeitig anerkennend, wie
wichtig die internationale Zusammenarbeit ist, um die betrof-
fenen Länder, deren diesbezügliche Kapazitäten möglicher-
weise beschränkt sind, bei ihren Anstrengungen zu unterstüt-
zen,

in Anbetracht der entscheidenden Rolle, die den örtlichen
Ressourcen sowie den in den Ländern vorhandenen Kapazitä-
ten beim Management von Naturkatastrophen und bei der Ri-
sikominderung, der Katastrophenbewältigung, der Rehabilita-
tion und der Entwicklung zukommt, 

in der Erkenntnis, wie wichtig die internationale Zusam-
menarbeit ist, um die betroffenen Staaten beim Umgang mit
Naturkatastrophen in allen Phasen zu unterstützen, und wie
wichtig der Ausbau der Kapazitäten der betroffenen Länder
zur Katastrophenbewältigung ist, 

in Anerkennung der wichtigen Rolle der Mitgliedstaaten,
einschließlich Entwicklungsländern, die den von Naturkata-
strophen heimgesuchten Ländern und Völkern anhaltend und
großzügig die notwendige Hilfe gewährt haben, 

sowie in Anerkennung der bedeutenden Rolle, die die na-
tionalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Gesellschaften als Teil
der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung
auf den Gebieten vorbereitende Maßnahmen und Risikomin-
derung, Katastrophenbewältigung, Rehabilitation und Ent-
wicklung übernehmen, 

betonend, wie wichtig die Auseinandersetzung mit der An-
fälligkeit für Katastrophen und die Einbindung der Risikomin-
derung in alle Phasen des Katastrophenmanagements, des
Wiederaufbaus nach einer Katastrophe und der Entwicklungs-
planung sind, 

die Arbeit begrüßend, die die Zwischenstaatliche Ozeano-
grafische Kommission der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur im Hinblick auf
die Einrichtung regionaler Tsunami-Frühwarnsysteme im In-
dischen Ozean, im Mittelmeer und im nordöstlichen Atlantik
leistet, und mit Dank Kenntnis nehmend von der Abhaltung
der dritten internationalen Frühwarnkonferenz vom 27. bis
29. März 2006 in Bonn (Deutschland),

in Anbetracht dessen, dass die Bemühungen um die Her-
beiführung wirtschaftlichen Wachstums und einer nachhalti-
gen Entwicklung und um die Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenniums-

141 A/CONF.206/6 und Corr.1, Kap. I, Resolution 1.
142 Ebd., Resolution 2.
143 A/CONF.206/6 und Corr.1, Anhang II.




